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Liebe Anwesende, liebe Schwestern und Brüder 

 

Herzlichen Dank für die Einladung nach Davos und für die Gelegenheit, mit Ihnen über eine 

Frage nachzudenken, zu der es viele Meinungen und Perspektiven gibt und die man nicht 

mit einem einfachen Rezept beantworten kann: Kirche und Politik – wie geht das zusam-

men? 

Die Frage klingt technisch, fast wie eine Verhältnisbestimmung zwischen zwei Institutionen. 

Aber sie ist es nicht, jedenfalls nicht in erster Linie. Es geht um etwas Persönlicheres: Wie 

gehe ich als gläubiger Mensch mit meiner Verantwortung als Bürgerin, a ls Bürger um? Was 

schulde ich meiner Gemeinde, meinem Land – und was schulde ich Gott? Und muss ich 

mich überhaupt zwischen beiden entscheiden? 

 

Ich beginne nicht zufällig hier in Davos. Denn aus dieser Gegend, dem Freistaat der Drei 

Bünde, stammt eine der frühesten und mutigsten Antworten Europas auf die Frage, wie 

Glaube und öffentliches Leben zusammengehen können – eine Antwort, die vor genau 500 

Jahren formuliert wurde und an der ich mich für das Folgende orientieren möchte.  

1. Einleitung: Ein Bundstag mit Folgen 

Aus dieser Gegend – ob nun in Davos selbst oder in einem der anderen Hauptorte, dazu 

gleich mehr – stammt eine der bemerkenswertesten Überlieferungen zur Frage, wie Glaube 

und öffentliches Leben zusammengehen können. 

Der Bündner Chronist Ulrich Campell überliefert aus dem Jahr 1526 einen Text 1, der in sei-

ner Klarheit bis heute erstaunt. Sinngemäss heisst es darin: Es solle jedem Menschen, 

gleich welchen Geschlechts, welcher Lebenslage und welchen Standes, freistehen, sich zur 

päpstlichen oder zur evangelischen Religion zu bekennen – so, wie ihn der Heilige Geist 

dazu ermahne und antreibe. Und niemand solle deswegen von der jeweils anderen Seite 

angefeindet oder beleidigt werden, bei ausdrücklicher Strafe. 

 

Ich sage bewusst «ein Text», nicht «ein Bundstagsbeschluss in Davos» – denn genau hier 

beginnt unter Historikerinnen und Historikern eine Debatte, die ich Ihnen nicht ersparen, 

 
1 Vgl. Ulrich Campell, Historia Raetica, Bd. II, hg. von Placidus Plattner, Basel 1890, S. 309; zur Ein-
ordnung und Rekonstruktion der Religionsproklamation von 1526 vgl. Martin Bundi, «Zur Dynamik 
der frühen Reformbewegung in Graubünden: Staats-, kirchen- und privatrechtliche Erlasse des Drei-
bündestaates 1523–1526». 



 

aber auch nicht auflösen kann. Manche sehen darin einen Beschluss des Bundstags, der im 

Wechsel mit Chur und Ilanz hier in Davos tagte. Andere halten das für nicht belegt – die Ar-

chive von Davos sind 1559 mitsamt Pfarr- und Gemeindehaus verbrannt, eine Urkunde, die 

den genauen Ort und die genaue Form dieses Beschlusses zweifelsfrei belegen würde, gibt 

es nicht mehr. Diesen Disput will ich den Fachleuten überlassen, die ihn mit weit mehr Quel-

lenkenntnis führen können als ich. 

 

Was uns heute Abend interessiert, ist ohnehin nicht die genaue Verortung, sondern die Sub-

stanz: Schon 1526, in dieser Gegend, wurde formuliert, was in weiten Teilen Europas noch 

für Jahrhunderte undenkbar blieb – dass die Gewissensfrage, welcher Konfession ein 

Mensch angehört, nicht von einer Obrigkeit entschieden werden darf, sondern jedem und 

jeder Einzelnen selbst überlassen bleibt. Kleine Dörfer wie Duvin im Lugnez, damals durch-

wegs katholisch, wurden in der Folge auf diesem Weg reformiert: Durch eine Dorfabstim-

mung, nicht durch fürstliches Dekret. Und wer bei einer solchen Abstimmung unterlag, durfte 

den eigenen Glauben trotzdem behalten. Die Davoser haben unabhängig vom Bischof in 

Chur 1526 entschieden, einen evangelischen Pfarrer anzustellen, der die neue Lehre predi-

gen soll. Die Legitimation dazu gaben ihnen der 2. Illanzer Artikel, wo es heisst: «[…] und 

sol ouch dar by ain yede gemaindt gwalt haben, alle zit ainem pfarrer ze setzen und ent-

setzenn, wan es sy gutt bedunckt.»2 («Und dabei soll auch jede Gemeinde die Macht haben, 

jederzeit einen Pfarrer einzusetzen und abzusetzen, wenn sie es für gut befindet.»)  

 

Das war radikal. Radikaler, was die individuelle Gewissensfreiheit betrifft, als der Westfäli-

sche Frieden von 1648, der erst mehr als hundert Jahre später und zunächst nur den Lan-

desherren – nicht den einzelnen Menschen – die Wahl der Konfession für ihr Territorium zu-

gestand. Hier in den Drei Bünden dagegen entschied am Ende nicht selten der oder die 

Einzelne selbst. 

 

Ich erzähle Ihnen das nicht aus lokalpatriotischer Freude an einer schönen Jahreszahl. Ich 

erzähle es, weil in diesem Text von 1526 schon die ganze Spannung liegt, um die es mir 

heute geht. Hier wurde eine zutiefst religiöse Frage – welchem Glauben gehöre ich an? – 

der politischen Selbstbestimmung der Gemeinden übergeben. Und gleichzeitig blieb sie eine 

Gewissensfrage, die keine Obrigkeit anstelle des Individuums entscheiden konnte oder 

wollte. Die Politik schuf den Raum, in dem entschieden werden konnte. Der Glaube selbst 

blieb frei darin. 

 

Genau in diesem Verhältnis – Raum schaffen, ohne die Antwort vorzugeben – bewegt sich, 

so meine These für den heutigen Abend, bis in unsere Zeit hinein das Verhältnis von Kirche 

und Politik.  

 

 
2 Zweite Ilanzer Artikel, 25. Juni 1526, Art. 13, abgedruckt bei Constanz Jecklin, Urkunden zur Ver-
fassungsgeschichte Graubündens. Zeit der Reformation, Jahresbericht der Historisch -Antiquarischen 
Gesellschaft von Graubünden 14 (1884), S. 89–94, hier S. 92 f. 



 

Ich möchte diese These in drei Schritten entfalten: Zuerst, was Kirche indirekt zur Politik 

beiträgt, indem sie Menschen prägt. Dann, was «nicht politisch sein» für eine Kirche eigent-

lich heisst – und was es gerade nicht heisst. Und schliesslich, ganz praktisch, was das für 

unser eigenes Engagement bedeutet: was wir lassen und was wir tun sollten.  

2. Kirche schafft Voraussetzungen für das politische System 

Bleiben wir noch einen Moment bei der bündnerischen Geschichte: Die direkte Demokratie, 

wie sie sich hier entwickelt hat, ist nicht aus dem Nichts entstanden. Sie wuchs aus Gemein-

den, die sich selbst verwalteten – aus Alp- und Waldgenossenschaften, die ihre Allmend ge-

meinsam nutzten und gemeinsam Regeln dafür aufstellten, und aus Kirchgemeinden, die 

sich Schritt für Schritt mehr Mitsprache erstritten, bis hin zur Mitwirkung bei der Wahl der ei-

genen Pfarrpersonen. Die Historikerinnen und Historiker sprechen von einer Entwicklung 

«von den Pfarreiuntertanen zu den Kirchgenossen». Wer in der Kirchgemeinde und im Be-

wirtschaften der Alpen gelernt hatte, Verantwortung für das gemeinsame Ganze zu überneh-

men, brachte dieselbe Haltung mit in die Landsgemeinde, in den Bundstag.  

 

Das ist, glaube ich, kein historischer Zufall, sondern ein Muster, das bis heute gilt, auch 

wenn die Institutionen sich seither stark verändert haben. Unser direkt-demokratisches Sys-

tem lebt davon, dass Bürgerinnen und Bürger sich beteiligen. Dass sie bereit sind, sich zu 

informieren, abzuwägen, auch einmal die eigenen Interessen zurückzustellen, zugunsten ei-

nes grösseren Ganzen. Dass sie sich eine Meinung bilden und Verantwortung für das Ge-

meinwohl übernehmen, obwohl niemand sie im Einzelfall dazu zwingen kann. Das lässt sich 

nicht per Gesetz verordnen. Es ist eine Frage der Haltung, der inneren Bereitschaft – eine 

Frage der Tugend, um ein altmodisches Wort zu benutzen, das ich für durchaus wieder ge-

brauchstauglich halte. 

 

Und hier kommt der Glaube ins Spiel. Christliche Spiritualität führt, wo sie ernst genommen 

wird, immer in Verantwortung. Wer betet «Dein Reich komme, dein Wille geschehe», kann 

nicht gleichzeitig gleichgültig bleiben gegenüber dem Zustand des Gemeinwesens, in dem 

er oder sie lebt. Wer glaubt, dass jeder Mensch ein Geschöpf und ein Ebenbild Gottes ist, 

kann nicht wegschauen, wo Menschenwürde verletzt wird – sei es am anderen Ende der 

Welt oder im eigenen Quartier. Insofern schafft Kirche, wo sie ihre eigene Botschaft ernst 

nimmt, tatsächlich Voraussetzungen für unser politisches System.  

 

Ein System, das sich, historisch betrachtet, überhaupt erst aus einem im Kern christlich ge-

prägten Werteverständnis heraus entwickeln konnte: Aus der Überzeugung, dass jede 

Stimme zählt, weil jeder Mensch zählt, ungeachtet von Herkunft, Vermögen oder Stand.  

 

Das ist die erste Antwort auf die Frage «Kirche und Politik: wie geht das zusammen?» – 

eine indirekte, aber grundlegende: Kirche bildet, oft im Stillen, die Bürgerinnen und Bür-

ger, die eine funktionierende Demokratie überhaupt erst braucht.   



 

Nicht durch Parteinahme, sondern durch Formung von Haltung: durch Gottesdienste, die zur 

Selbstprüfung anleiten und Hoffnung und Nächstenliebe nähren; durch eine Gemeinschaft, 

die einübt, mit Menschen auszukommen, die man sich nicht ausgesucht hat; durch eine Er-

zählung, die jedem und jeder Einzelnen unverlierbare Würde zuspricht, ganz gleich, wie sie 

abstimmt. 

 

Man kann das auch am Abendmahl selbst ablesen. Am Tisch des Herrn versammelt Chris-

tus Menschen nebeneinander, die sich ihre Nachbarin, ihren Nachbarn nicht ausgesucht ha-

ben: Unterschiedlicher Herkunft, unterschiedlicher Meinung, oft auch unterschiedlicher politi-

scher Überzeugung. Und doch empfangen alle dasselbe Brot, denselben Wein, ohne 

Ansehen der Person. Das Abendmahl kennt keine Fraktionen und keine Sperrminorität. Wer 

das immer wieder erlebt – dass am Tisch des Herrn niemand mehr und niemand weniger 

wert ist als der oder die andere –, trägt eine Erfahrung mit sich, die sich nur schwer mit ei-

ner Politik verträgt, die Menschen in «wir» und «die anderen» einteilt. Das Abendmahl ist, 

mit anderen Worten, eine regelmässige Einübung in genau jene Gleichwertigkeit, auf der 

jede Demokratie am Ende beruht – auch wenn im Alltag der Gemeinde, etwa an einer Kirch-

gemeindeversammlung, durchaus hart um Budgets, Sanierungen oder Pfarrwahlen gerun-

gen wird. 

Kirche ist nicht politisch – und doch mittendrin 

Damit bin ich bei der zweiten, direkteren Antwort. Und die beginnt mit einer Feststellung, die 

auf den ersten Blick enttäuschen mag: Die Kirche ist nicht politisch. 

Sie ist keine Partei. Sie hat kein Programm, das sie den Wählenden zur Abstimmung vor-

legt. Sie weiss nicht, welche Steuerpolitik, welche Migrationspolitik, welche Energiepolitik 

«die richtige», die christliche wäre. Und sie sollte sich hüten, so zu tun, als wüsste sie es.  

 

Zu oft in der Geschichte – auch der jüngeren – hat sich Kirche mit weltlicher Macht verbün-

det und dabei ihre eigene Botschaft verraten. Zu oft wurde christlicher Glaube für eine Poli-

tik missbraucht, die genau jenen Menschen die Würde abspricht, deren Würde zu schützen 

der Kern des Evangeliums ist. 

 

Karl Barth hat für das richtige Verhältnis ein Bild gefunden, das mir bis heute einleuchtet 3: 

Christenmenschen sind Doppelbürger. Sie gehören dem angebrochenen, aber noch nicht 

vollendeten Reich Gottes an – und zugleich sind sie Bürgerinnen und Bürger des Staates, in 

dem sie leben, mit allen Pflichten und Rechten, die das mit sich bringt. Man kann sich das 

vorstellen wie einen Menschen mit einem Fuss im Verheissenen und dem anderen im Hier 

und Jetzt. Das gibt Bodenhaftung: Wir müssen nicht so tun, als könnten wir das Reich 

 
3 Barth, Karl: Christengemeinde und Bürgergemeinde. München: Chr. Kaiser Verlag, 1946.  
Wieder abgedruckt in: Barth, Karl: Rechtfertigung und Recht / Christengemeinde und Bürgerge-
meinde / Evangelium und Gesetz. Zürich: TVZ, 1998 
 



 

Gottes selbst errichten, mit noch so gutem politischem Programm. Und es gibt Hoffnung: 

Wir müssen nicht alles selbst und sofort lösen. 

 

Kirche ist nicht politisch. Aber – und das ist die andere Seite derselben Feststellung – 

ihre Mitglieder sind Bürgerinnen und Bürger. Deshalb kann die Kirche als Institution schwei-

gen, wo es um konkrete politische Lösungen im Einzelnen geht – und ist doch nie unpoli-

tisch. Sie ist der Ort, an dem Menschen zusammenkommen, die sich auch aus ihrem christ-

lichen Glauben heraus für das Gemeinwohl einsetzen wollen, die ihre je eigenen Antworten 

auf die Fragen der Zeit im Licht des Evangeliums prüfen, miteinander debattieren – und 

diese Antworten dann als mündige Bürgerinnen und Bürger in die politischen Prozesse ein-

bringen. Nicht die Kirche entscheidet über die Vorlage. Ihre Mitglieder tun es. Aber sie tun 

es, im besten Fall, nicht unvorbereitet und nicht im luftleeren Raum, sondern getragen von 

einer Gemeinschaft, die gemeinsam nach dem fragt, was trägt. 

 

Und doch gibt es Grenzen, an denen die Kirche als Ganze ihre Stimme erhebt und erheben 

muss. Wo Menschenwürde, Freiheit und Gerechtigkeit auf dem Spiel stehen, mischt sich die 

Kirche mit Wort und Tat ein. Nicht, weil sie die besseren politischen Antworten hätte. Son-

dern weil das Evangelium Fragen stellt, die keine Politik allein erledigen kann: Wer zählt als 

Mensch? Wem gebührt Schutz, gerade wenn er oder sie sich nicht selbst schützen kann? 

Was schulden wir einander über Landesgrenzen und Generationen hinweg? Diese Fragen 

sind nicht verhandelbar, auch wenn ihre konkreten politischen Antworten es sehr wohl sind 

und sein müssen. Genau darum kann sich die Kirche hier nicht heraushalten, ohne ihre ei-

gene Botschaft zu verraten. Schweigen wäre in solchen Momenten nicht Neutralität, son-

dern Parteinahme für den Status quo. 

 

Was heisst das konkret? Wenn Kirchen sich in der Asylpolitik für ein faires Verfahren und 

einen würdigen Umgang mit Geflüchteten einsetzen, sagen sie nicht, wie viele Personen ein 

Land pro Jahr aufnehmen soll – das ist eine legitime politische Aushandlung, zu der es in-

nerhalb der Kirche selbst unterschiedliche Meinungen gibt. Aber sie sagen sehr wohl, dass 

jeder Mensch, unabhängig vom Ausgang seines Verfahrens, mit Würde behandelt werden 

muss.  

Wenn Kirchen sich für den Schutz des Klimas einsetzen, schreiben sie keine CO2-Abgabe 

vor – aber sie erinnern daran, dass wir als Geschöpfe Verantwortung für die Schöpfung tra-

gen und dass diese Verantwortung nicht bei der eigenen Generation endet.  

Wenn Kirchen sich für alte, kranke und einsame Menschen einsetzen, sagen sie nichts zur 

Ausgestaltung der Pflegefinanzierung – aber sie bestehen darauf, dass ein Mensch am 

Ende seines Lebens nicht an Zahlen gemessen wird.  

Das ist der schmale Grat, auf dem sich kirchliches politisches Engagement bewegt: 

konkret in der Sache der Würde, zurückhaltend in der Sache des Rezepts.   

 

Genau diese Unterscheidung hat der Rat der EKS in seinen 10 Fragen 10 Antworten zum 

Thema «Warum und wie sich die EKS öffentlich äussert» festgehalten: Die Kirche verfügt 

über kein politisches Lehramt. Sie soll ethische Massstäbe benennen und Orientierung 



 

geben, aber die politische Urteilsbildung ihrer Mitglieder nicht ersetzen und nicht den Ein-

druck erwecken, zu einer komplexen politischen Frage gebe es nur eine mögliche christliche 

Antwort.4 Zum Beispiel letzte Woche hat der Rat EKS zur Neutralitätsinitiative Stellung ge-

nommen5. Wir haben dabei auf eine Abstimmungsempfehlung verzichtet. Reformierte Kir-

chenmitglieder können das selbst entscheiden. Und gleichzeitig haben wir festgehalten, 

dass Neutralität per se nicht über dem Streben nach Gerechtigkeit steht, sondern lediglich 

ein Instrument für eine verantwortliche Aussenpolitik sein kann: Unparteilich aber gerecht. 

3. Kirche und Politik: Do’s and don’ts.  

Was heisst das nun praktisch – für uns als Kirche, als Gemeinden, als Gemeindeglieder, die 

sich politisch engagieren? Ich glaube, es gibt zwei Dinge, die wir lassen sollten, und zwei 

Dinge, die wir tun sollten.  

Zwei Dinge, die wir lassen sollten  

Das erste Lassen: die Versuchung, Gott für eine bestimmte kirchliche Politik einzuspannen. 

Die Kirche weiss nicht besser als andere Vereine und Organisationen, ob diese oder jene 

politische Massnahme richtig ist. Wir haben weder Wahrheit noch Weisheit gepachtet – nur 

einer ist gut, wie es im Evangelium heisst, und das sind weder wir noch unsere bevorzugte 

Partei. Wo Kirche anfängt, politische Programme zu formulieren oder sich mit einer be-

stimmten Partei zu identifizieren, verspielt sie genau die Freiheit, die sie braucht, um für alle 

ansprechbar zu bleiben – auch für jene, die anders wählen, anders denken, anders glauben 

oder gar nicht glauben. Eine Kirche, die als verlängerter Arm einer politischen Bewegung 

wahrgenommen wird, hat aufgehört, Kirche für alle zu sein. 

 

Das zweite Lassen: die apokalyptische Angstrede. Gerade in aufgewühlten Zeiten ist die 

Versuchung gross, das Schlimmste an die Wand zu malen, Untergangsstimmung zu verbrei-

ten – sei es aus Sorge um den Zustand der Demokratie, um das Klima, um den gesellschaft-

lichen Zusammenhalt. Das mag kurzfristig Aufmerksamkeit schaffen. Aber auf Dauer lähmt 

es, statt zu ermutigen. Es verängstigt junge Menschen und treibt Erwachsene in die Resig-

nation. Der Glaube weiss dagegen um eine Hoffnung, die weiter reicht als die nächste Ab-

stimmung oder Wahl: Nichts ist verloren, Gott kommt uns entgegen, auch wenn wir es im 

Moment nicht sehen. Diese Hoffnung dürfen und sollen wir leben, ohne deswegen 

 
4 Vgl. Evangelisch-reformierte Kirche Schweiz EKS, 10 Fragen – 10 Antworten. «Warum und wie sich 
die EKS öffentlich äussert», Stellungnahme des Rates der EKS, Bern, Juni 2026, insbesondere Fra-
gen 7–9. 
5 Frieden. Recht und Neutralität. Friedensethische Überlegungen des Rates der Evangelisch-refor-
mierten Kirche Schweiz EKS zur Neutralitätsinitiative, 26. August 2026. https://www.eks-
eers.ch/frieden-recht-und-neutralitaet/ 



 

unpolitisch oder naiv zu sein. Im Gegenteil: Wer nicht meint, alles selbst und sofort retten zu 

müssen, kann oft gelassener und dadurch klarer urteilen und handeln. 

Zwei Dinge, die wir tun sollten 

Das erste Tun ist – das mag unscheinbar klingen, ist aber grundlegend – das Gebet. Für 

den Staat, für die Menschen, die darin Verantwortung tragen, ganz gleich, welcher Partei sie 

angehören und ob wir sie gewählt haben oder nicht. Wer für eine Regierung betet, veränder t 

den eigenen Blick auf sie: Von der reinen, oft bequemen Kritik von aussen hin zu einer mit-

getragenen Verantwortung. Das ist keine fromme Nebensächlichkeit. Es ist die Grundlage, 

auf der alles Weitere aufbaut. Auf Initiative der EKS haben wir die Bundesparlamentarier 

eingeladen, einen Bettagsaufruf zu unterzeichnen. Die Echos waren äusserst positiv. 80 

Parlamentarierinnen und Parlamentarier haben unterzeichnet, und auch mit denjenigen, die 

sich entschieden haben, nicht zu unterzeichnen, hatten wir sehr gute Gespräche.  

 

Das zweite Tun liegt in etwas, das ich die Zumutung der Mündigkeit nennen möchte. Ge-

rade in einer Zeit, in der sich politische Lager immer weniger zuhören und immer schneller 

übereinander urteilen, kann die Kirche einen Beitrag leisten, den sonst kaum jemand leistet: 

Sie kann Räume schaffen, in denen Menschen mit ganz unterschiedlichen politischen Über-

zeugungen miteinander ins Gespräch kommen – nicht um ihre Differenzen einzuebnen, son-

dern um überhaupt wieder ein Gespräch möglich zu machen. Wir unterstellen auch denen, 

die wir nicht verstehen, dass sie mündig sind. Wir glauben auch an ihre Freiheit, aus guten 

Gründen zu einem anderen Schluss zu kommen als wir selbst. Das ist anspruchsvoll. Es 

wäre einfacher, sich in der eigenen Blase wohlzufühlen. Aber genau darin läge dann kein 

Beitrag der Kirche zur Politik, sondern nur eine weitere Verschärfung des Grabens.  

4. Vier Impulse 

Ich möchte diese Grundhaltung mit vier konkreten Impulsen unterfüttern, die zeigen, wie das 

in der Praxis aussehen kann. 

 

Erstens: Öffnen wir Hör-Räume. In einer Gesellschaft, die laut ist, die über Schlagworte 

funktioniert, in der man einander in den sozialen Medien kaum mehr zuhört, sondern nur 

noch reagiert, braucht es Orte, an denen wirklich zugehört wird. Unsere Kirchen sind solche 

Räume der Stille, in denen Menschen zu sich selbst und zu Gott finden können, bevor sie 

sich zu allem und jedem äussern. Unsere Gemeinden können darüber hinaus Orte werden, 

an denen auch unbequeme, unangenehme Stimmen zu Wort kommen – gerade jene, die in 

den etablierten politischen Foren sonst kein Gehör finden. Ein Podium, an dem eine Land-

wirtin und ein Klimaaktivist, eine Geflüchtete und ein Grenzwächter tatsächlich miteinander 

sprechen, statt nur übereinander: Das ist gelebte kirchliche Öffentlichkeitsarbeit im besten 

Sinn. 



 

Zweitens: Haben wir den Mut zur Lücke. Die Kirche muss nicht zu allem etwas sagen. Sie 

soll dort ihre Stimme erheben, wo sie tatsächlich etwas beizutragen hat – bei Fragen der 

Menschenwürde, der Freiheit, der Gerechtigkeit, der Schöpfungsverantwortung, des Um-

gangs mit den Schwächsten in unserer Gesellschaft. In Themenfeldern, in denen andere 

kompetenter sind – in Fragen der Geldpolitik etwa, oder der technischen Ausgestaltung ei-

ner Steuerreform –, dürfen und sollen wir zurückhaltend sein. Kompetente Zurückhaltung ist 

glaubwürdiger als eine Betroffenheitsrhetorik, die zu jedem Thema eine fertige Meinung pa-

rat hat. Die Politik wartet nicht auf theologische Besserwisserei, und sie braucht sie auch 

nicht. 

 

Drittens: Schaffen wir Orte der Zusammenarbeit. Als Doppelbürger der Glaubensgemein-

schaft und der Bürgergemeinde müssen wir keine Berührungsängste haben gegenüber zivil-

gesellschaftlichen Organisationen, gegenüber Wirtschaft und Kultur. Ob in der Palliative 

Care, wo Kirchen ihre langjährige Erfahrung in der Begleitung Sterbender mit dem Gesund-

heitswesen und der Wissenschaft teilen, oder in Caring Communities, die kirchliches und 

kommunales Engagement zusammenbringen: Überall dort zeigt sich, wie Glaube und Ge-

meinwohl ganz konkret, ganz undogmatisch zusammenfinden – nicht auf der Ebene grosser 

Worte, sondern im gemeinsamen Anpacken. 

 

Viertens: Bleiben wir weltoffen. Wer sich politisch engagiert, ist versucht, den Blick auf die 

eigene Gemeinde, den eigenen Kanton, das eigene Land zu verengen – gerade weil die ei-

genen Probleme so nah und so drängend erscheinen. Der christliche Glaube erinnert uns 

daran, dass Menschenwürde nicht an der Landesgrenze endet. Als Kirche, die Teil einer 

weltweiten Gemeinschaft ist, verbunden mit Geschwistern in ganz anderen politischen und 

wirtschaftlichen Verhältnissen, tragen wir diese Weite in unser politisches Engagement hin-

ein. 

 

Hier in Davos stosse ich mit diesem Gedanken vermutlich auf offene Ohren. Einmal im Jahr 

kommt mit dem World Economic Forum buchstäblich die Welt nach Davos. Und auch kirch-

lich ist Davos ein Ort weltweiter Begegnung: Hier fand die Missionssynode von Mission 21 

statt. Beides ist natürlich nicht dasselbe. Beides erinnert aber daran, dass die grossen Fra-

gen unserer Zeit längst nicht mehr innerhalb von Gemeinde-, Kantons- oder Landesgrenzen 

verhandelt werden können. Das schützt uns davor, aus lauter Sorge um das Eigene das 

Ganze aus dem Blick zu verlieren. Es erdet uns auch: Wer weiss, wie Kirche unter ganz an-

deren, oft weit schwierigeren politischen Bedingungen gelebt wird, gewinnt eine gewisse 

Gelassenheit gegenüber den eigenen, vergleichsweise privilegierten Verhältnissen – ohne 

dass diese Gelassenheit zur Gleichgültigkeit würde. 

 

Diese vier Impulse – Hör-Räume öffnen, Mut zur Lücke, Orte der Zusammenarbeit schaffen, 

weltoffen bleiben – sind keine Rezepte, die sich einfach abhaken liessen. Sie sind eher eine 

Erinnerung daran, dass kirchliches politisches Engagement seine eigene Form hat: leiser, 

geduldiger, langfristiger, als es der politische Alltag mit seinem Takt von Schlagzeilen und 

Abstimmungsterminen oft zulässt. 



 

5. Schluss 

Die Schriftstellerin Caroline Wahl wurde in einem Interview im Tagesanzeiger gefragt, ob 

von ihr als "public intellectual" nicht auch Verlautbarungen und politische Stellungnahmen 

erwartet werden. Sie meinte: "Literatur ist immer politisch, sie entsteht im Kontext der Ge-

sellschaft. Aber sie muss nicht politisch-politisch sein."6  

 

Ich würde es ähnlich für die Kirche formulieren: Was die Kirche zur Politik beiträgt, ist nicht 

ein eigenes politisches Programm. Sondern Menschen, die gelernt haben, in Freiheit und 

Verantwortung miteinander zu ringen, weil sie sich gemeinsam von einem gehört wissen, 

der grösser ist als jede politische Frage. Kirche und Politik – das geht dort zusammen, wo 

aus dem Hören auf das Evangelium eine Bürgerin, ein Bürger wird, der oder die bereit ist, 

Verantwortung zu tragen: Mit Bodenhaftung, mit Hoffnung, und im offenen Gespräch mit al-

len, die anders denken als wir. 

 

Das alte Bündner Referendum kannte keine Garantie, dass die Mehrheit immer recht behält. 

Es kannte nur das Vertrauen, dass der gemeinsame Weg – das gemeinsame Ringen, das 

gemeinsame Zuhören – am Ende tragfähiger ist als jede einsame Entscheidung von oben.  

 

Kirche und Politik – wie geht das zusammen? Vielleicht so: Die Kirche predigt nicht das 

Reich Gottes als politisches Programm. Aber sie entlässt Menschen aus ihren Gottesdiens-

ten, die Hoffnung im Herzen haben. Sie entsendet Menschen in den Gottesdienst in der 

Welt, die aus Gottes- und Nächstenliebe Verantwortung übernehmen wollen. Sie schickt sie 

hinaus als Menschen, die gehört haben, dass sie und jede und jeder andere unverlierbar 

wertvoll sind. Und Menschen, die das wirklich gehört haben, werden früher oder später an-

fangen, sich dafür einzusetzen, dass diese Würde auch politisch geschützt wird – für sich 

selbst und, das ist der entscheidende Unterschied, gerade auch für jene, die anders denken, 

anders glauben, anders leben als sie selbst. 

 

 

 
6 Tagesanzeiger vom 28. August 2026, “Vor Shitstorms habe ich keine Angst mehr”  


